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(GZ: 2025-0.324.371) - Budgetbegleitgesetzes 2025 (BBG 2025) 

Stellungnahme zum Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem das Allgemeine 

Sozialversicherungsgesetz, das Gewerbliche Sozialversicherungsgesetz, das 

Bauern-Sozialversicherungsgesetz, das Allgemeine Pensionsgesetz, das  

Beamten-Dienstrechtsgesetz 1979, das Richter- und 

Staatsanwaltschaftsdienstgesetz, das Landeslehrer-Dienstrechtsgesetz, das Land- 

und forstwirtschaftliche Landeslehrpersonen-Dienstrechtsgesetz, das 

Pensionsgesetz 1965, das Bundestheaterpensionsgesetz und das Bundesbahn-

Pensionsgesetz geändert werden.  

 

Sehr geehrte Damen und Herren! 

In offener Frist übermittelt die Gewerkschaft der Landwirtschaftslehrer/innen ihre 

Stellungnahme zum Entwurf eines Budgetbegleitgesetzes 2025. 

Die vorgeschlagenen Maßnahmen zur Sicherung der langfristigen Finanzierbarkeit des 

Pensionssystems mögen geboten erscheinen. Die kurzfristige schrittweise Anhebung des 

Antrittsalters für die Korridorpension vom vollendeten 62. auf das vollendete 63. 

Lebensjahr und die kurzfristige schrittweise Anhebung der erforderlichen 

Versicherungszeiten von 40 auf 42 Jahre widersprechen jedoch dem Vertrauensschutz, der 

in Österreich im Regelfall Anwendung findet. Dazu ist in einer Rechtsprechung des 

Verfassungsgerichtshofes (VfGH) Folgendes zu lesen: "Dem Vertrauensschutz kommt 

gerade im Pensionsrecht besondere Bedeutung zu". 

Nicht nur, dass diese kurzfristige Anhebung des Antrittsalters und der erforderlichen 

Versicherungszeiten dem Vertrauensschutz widersprechen, bringt dies in Fällen, in denen 

ein Sabbatical mit einem Freijahr vor dem Übertritt in die Korridorpension bereits im Laufen 

sind oder der Verbrauch des Zeitkontos vor Pensionsantritt bereits genehmigt wurden, 

Probleme für Beschäftigte mit sich.  
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Die kurzfristigen Änderungen führen dazu, dass diese langfristig geplanten Maßnahmen - 

bei einem Sabbatical beträgt die Rahmenzeit meist 5 Jahre und die Zeitkonten wurden 

über viele Jahre hinweg angespart – nicht wie geplant und in vielen Fällen auch schon 

genehmigt umsetzbar sind. Die derzeit geplanten Maßnahmen führen in diesen Fällen dazu, 

dass die Kolleginnen und Kollegen nach dem Freijahr oder dem Verbrauch des Zeitkontos 

wieder in den Schuldienst zurückkehren müssen. Ein dermaßen kurzfristiger Eingriff in die 

Lebensplanung ist nicht akzeptabel.  

Im Besonderen wird diese Reform wieder beamtete Frauen negativ treffen. Für Frauen, 

welche die Anspruchsvoraussetzungen nach der APG zu erfüllen haben, kommt die jetzige 

Korridorregelung frühestens ab dem Jahr 2028 in Betracht. Frauen, welche die 

Voraussetzungen nach dem PG erfüllen müssen, würde die Anhebung des Antrittsalters 

und die Erhöhung der Versicherungsjahre zum Übertritt in die Korridorpension sofort 

treffen, was wiederum zu einer Schlechterstellung von pragmatisierten Frauen führen 

würde.  

Wir fordern daher, dass sowohl die Anhebung des Antrittsalters für die Korridorpension als 

auch die Anhebung der erforderlichen Versicherungszeiten zu einem späteren Zeitpunkt 

erfolgen und somit der Vertrauensschutz gewahrt bleibt. 

Die vorgesehene Änderung der Aliquotierungsregelung auf eine einheitliche Erhöhung mit 

50% des Betrages, der sich bei Anwendung des Anpassungsfaktors ergeben würde, 

erscheint gegenüber der derzeit gültigen Aliquotierungsregelung als sinnvoll.  

Wobei es bedenklich ist, wenn die bereits im Nationalrat beschlossene vollkommene 

Aussetzung der Aliquotierung für 2026 aufgehoben wird. Derlei Maßnahmen führen nicht 

dazu, dass das Vertrauen in die Politik gestärkt wird.  

 

Für die Gewerkschaft der Landwirtschaftslehrer/-innen: 

 

 

 

Vorsitzende      Vors.-Stellvertreter 

Regina Pribitzer     Stefan Frischmann 

 

  

 

  


